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			Vertreter des gemäßigten Neuanfangs

			Roberto Lavagna positioniert sich gegen Macri und Kirchner 

			Von Marcus Christoph
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			Roberto Lavagna während des Pressegesprächs. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT) - Als gemäßigte Alternative zu „den zwei Extremen, die die argentinische Politik in den letzten acht Jahren bestimmt haben“, sieht sich Roberto Lavagna. Der ehemalige Wirtschaftsminister nimmt dabei Bezug auf den amtierenden Präsidenten Mauricio Macri und seine Amtsvorgängerin Cristina Fernández de Kirchner, die das Land polarisierten: „Ich denke, dass die extremen Positionen zu keinen guten Ergebnissen führen.“ 

			Lavagna gilt derzeit als möglicher Kandidat des gemäßigten peronistischen Lagers für die Präsidentschaftswahlen im Oktober dieses Jahres. Vor wenigen Tagen stellte sich der mittlerweile 77-Jährige den Fragen der Vereinigung ausländischer Korrespondenten (ACE). 

			Dabei vermied der Finanzexperte jedoch weiterhin eine klare Ankündigung, ob er sich tatsächlich nach 2007 ein zweites Mal um das höchste Staatsamt bewerben werde. Bislang hatte er zur Bedingung gemacht, sich keiner Vorwahl innerhalb seines politischen Spektrums stellen zu müssen.

			Auch diesmal warb er für ein möglichst breites Bündnis, dass auch Rivalen wie Sergio Massa, den einstigen Kabinettschef von Cristina Kirchner, sowie Saltas Gouverneur Juan Manuel Urtubey mit einschließen solle: „Die Idee ist, auch diese Bereiche des Peronismus‘ zu integrieren.“ 

			Eine ideale Allianz müsste zudem Teile der Radikalen Bürger Union (UCR), der Sozialistischen Partei oder anderer progressiver Kräfte wie der GEN-Partei von Margarita Stolbizer umfassen. Auch Vertreter der Bürgergesellschaft, der Gewerkschaften und des Kulturbereichs müssten mitmachen, so Lavagna, der sich als Konsenskandidat verschiedener gemäßigter Kräfte profilieren will.

			Der einstige Minister (2002 bis 2005) führte aus, dass die Wirtschaftspolitik von Präsident Macri praktisch gescheitert sei. In drei der bislang dreieinhalb Regierungsjahren sei die Wirtschaftsbilanz des Landes negativ gewesen. Lavagna kritisierte zudem das Modell der Sozialkürzungen, die durch die Auflagen des Internationalen Währungsfonds (IWF) erzwungen werde. Das Kreditabkommen, das die Regierung im vorigen Jahr mit der UN-Sonderorganisation geschlossen hat, müsse unbedingt nachgebessert werden. Auf der anderen Seite sprach sich Lavagna aber auch gegen die „willkürliche Interventionspolitik“ der Kirchner-Regierungen aus.

			Sich selbst bezeichnete der Polit-Veteran als Vertreter der progressiven Mitte: „Ich betone progressiv, weil manchmal das Wort ‚Mitte‘ mit einer gewissen Unbeweglichkeit gleichgesetzt wird“, so Lavagna, der sich als Sozialdemokrat definiert.

			Um die gegenwärtige Krise zu überwinden, sei es wichtig, alle Ressourcen des Landes zu mobilisieren. Als positives Beispiel in diesem Sinne nannte er die Ölschiefer-Lagerstätte Vaca Muerta in Neuquén. Dort seien Arbeitsregelungen gefunden worden, die allen nützten: „Alle Seiten haben sich bewegt und nicht stur an ihren Positionen festgehalten.“ Unternehmer wie Arbeitnehmer müssten beide bereit sein für Flexibilisierungen.

			Außenpolitisch priorisiert Lavagna die Beziehungen zu Ländern der Region: Den Partnern im Mercosur, Chile und der Pazifischen Allianz. Er schloss sich des Weiteren der kritischen Position an, die die Vereinigung der Amerikanischen Staaten (OEA) gegenüber Nicolás Maduro, dem sozialistischen Staatschef von Venezuela, einnimmt.

			Mit Blick auf die aktuellen Umfragen räumte Lavagna ein, dass der gemäßigte Peronismus derzeit lediglich auf Platz drei hinter „Cambiemos“ und dem Kirchner-Lager rangiere. Er hob aber hervor, dass es in einer möglichen Stichwahl gegen einen der beiden Konkurrenten durchaus Chancen gebe. Gleichzeitig relativierte er: „Ich nehme die Umfragen nicht allzu ernst.“
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			Kooperation in Wissenschaft und Forschung

			Staatssekretär Barañao zu Gast in Deutschland
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			Die Staatssekretäre Lino Barañao (l.) und Thomas Rachel. (Foto: BMBF/Rickel)

			Buenos Aires (AT) - Argentinien und Deutschland wollen ihre Zusammenarbeit auf den Feldern von Wissenschaft und Forschung weiter ausbauen. Dies wurde deutlich beim Besuch des argentinischen Staatssekretärs für Wissenschaft, Technologie und produktive Innovation, Lino Barañao, in Deutschland. Gemeinsam mit Thomas Rachel, dem Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF), unterzeichnete Barañao eine entsprechende Absichtserklärung. 

			Diese basiert auf einem im Jahr 1969 zwischen Deutschland und Argentinien geschlossenen Abkommen zur Wissenschaftlich-Technologischen Zusammenarbeit (WTZ). Beide Staatssekretäre hoben die Erfolge der bilateralen Zusammenarbeit in den letzten 50 Jahren hervor und betonten den gemeinsamen Willen, diese weiter zu intensivieren.

			Barañao reiste mit einer Delegation zur 6. Deutsch-Argentinischen WTZ-Kommissionssitzung, die im BMBF abgehalten wurde. Die Sitzung findet in der Regel alle drei Jahre abwechselnd in Deutschland und Argentinien statt. Themenschwerpunkte der Kooperation sind Bioökonomie und Biotechnologie, Medizin, Geowissenschaften und Ingenieurwissenschaften. 

			Seit 2016 liegt ein besonderer Fokus auch auf der Zusammenarbeit in der Meeres- und Polarforschung. „Leuchttürme“ der Kooperation, wie beispielsweise das Deutsch-Argentinische Hochschulzentrum (DAHZ), das Max-Planck-Partnerinstitut für Biomedizin (IBioBA) in Buenos Aires oder das Argentinisch-Deutsche Geodätische Observatorium (AGGO) in La Plata, zeugen von der besonderen Qualität der bilateralen Zusammenarbeit in den vergangenen Jahrzehnten.

			Barañao und seine Delegation nahmen des Weiteren an einem Arbeitsfrühstück mit Mitgliedern des „Netzwerks argentinischer Wissenschaftler in Deutschland“ (RCAA) in der argentinischen Botschaft in Berlin teil. Ziel des Treffens war es, den argentinischen Wissenschaftlern einen Überblick über die Wissenschafts- und Technologiepolitik der jetzigen Regierung zu geben. Dabei ging es auch um Haushaltsfragen sowie die neuen Pläne, die ab 2020 umgesetzt werden sollen - wie beispielsweise der argentinische Innovationsplan 2030. 

			Nach dem Grußwort von Botschafter Edgardo Malaroda hatten die Wissenschaftler die Möglichkeit, Fragen zu stellen und mit dem Regierungsstaatssekretär und den Mitgliedern der Delegation zu diskutieren. Der argentinischen Delegation gehörten der Staatssekretär für Planung, Wissenschafts-, Technologie- und produktiver Innovationspolitik des MECCyT, Jorge Aguado, der nationale Direktor für Zusammenarbeit und institutionelle Integration des MECCyT, Mariano Jordán, und der Direktor für wissenschaftliche und technologische Entwicklung des CONICET, Dr. Jorge Tezón, an.
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			Die Woche in Argentinien

			Dicker und bewegungsfauler

			Die Argentinier werden immer übergewichtiger und bewegungsfauler. Zu diesem Ergebnis kommt die aktuelle nationale Studie für Risikofaktoren (ENFR), bei der repräsentative Daten von 49.000 Haushalten gesammelt wurden. Demnach waren im vorigen Jahr 61,6 Prozent der Argentinier übergewichtig. Das ist ein markanter Anstieg gegenüber 2005, als dies nur für 49 Prozent zutraf. Bei 25,4 Prozent war 2018 momentan sogar Fettleibigkeit zu attestieren. 13 Jahre zuvor waren es noch 20,8 Prozent.  Auch die sportliche Betätigung ist laut der Studie insgesamt rückläufig im Land. Demnach sind 64,9 Prozent nur wenig körperlich aktiv. 2009 betrug der Wert noch rund 55 Prozent. Besonders in armen Gegenden, wo es Sicherheitsprobleme, wenig Beleuchtung und nun geringe Grünflächen gibt, bewegen sich die Menschen durchschnittlich zu wenig. Die Macher der Studie weisen darauf hin, dass schlechte Ernährung, geringe körperliche Bewegung sowie der Konsum von Tabak und Alkohol die Hauptgründe für chronische Leiden wie Diabetes, Lungen-, Herz- und Gefäßkrankheiten sowie Krebs sind. Sie sind ursächlich für 70 Prozent aller Todesfälle und Behinderungen.

			Peronistischer Erfolg

			Gustavo Bordet ist auf dem besten Wege, als Gouverneur von Entre Ríos wiedergewählt zu werden. Bei den Vorwahlen am Sonntag entfielen auf den Amtsinhaber, der für ein Bündnis verschiedener peronistischer Strömungen ins Rennen ging, 57,3 Prozent der Stimmen. Damit hielt Bordet seinen Hauptkonkurrenten Atilio Benedetti deutlich auf Distanz: Der Bewerber des nationalen Regierungsbündnisses „Cambiemos“ (Verändern wir) musste sich mit 34,3 Prozent zufrieden geben. Alle anderen Kandidaten blieben unter ferner liefen. Bordet ist nun klarer Favorit für die Hauptwahlen, die am 9. Juni stattfinden. Die Vorwahlen in Entre Ríos bestätigen den Trend, der bereits bei anderen Urnengängen in diesem Jahr zu beobachten war: Während lokale Bündnisse Erfolge feierten, mussten die Kandidaten von „Cambiemos“ Niederlagen einstecken.

			Austritt aus Unasur

			Argentinien tritt aus dem Unasur aus. Dies gab das argentinische Außenministerium vor wenigen Tagen in einer Presseerklärung bekannt. Begründet wurde der Schritt mit einem Verweis auf die anhaltende Krise, die der 2008 von den damaligen Präsidenten Hugo Chávez (Venezuela) und Luis Ignacio Lula Da Silva (Brasilien) begründete Zusammenschluss südamerikanischer Staaten derzeit durchleide. Das Außenministerium erwähnte in diesem Zusammenhang den Umstand, dass der Posten des Generalsekretärs der Organisation seit mehr als zwei Jahren vakant sei. Die Verwaltung biete ein chaotisches Bild. Zudem sei Unasur „ideologisch“ überfrachtet und weit von seinen ursprünglichen Zielen entfernt. Das Außenministerium unterstreicht zudem, dass Argentinien mit seiner Einschätzung nicht alleine dastehe. So haben auch Kolumbien, Ecuador, Paraguay und Peru beschlossen, Unasur den Rücken zu kehren. (Siehe Wirtschaftsübersicht)

			 

			Protest der Taxifahrer

			Die hiesigen Taxifahrer sind weiter unzufrieden über die Konkurrenz durch die Fahrdienstvermittler Uber und Cabify. Am vorigen Freitag veranstaltete die Gewerkschaft ATU unter dem Motto „Wir sagen: Schluss jetzt. Verteidige Dein Taxi“ am Obelisken eine Protestkundgebung. Die Maßnahme führte dazu, dass der Verkehr im Zentrum zum Erliegen kam. Bereits am Tag zuvor hatten andere, kleinere Taxifahrervertretungen einen Protestmarsch zur Plaza de Mayo organisiert. Der Vermittlungsdienst Uber ist seit seiner Einführung in Argentinien 2016 hoch umstritten. Im November vorigen Jahres bestätigte die Justiz in Buenos Aires indes den legalen Status des Online-Vermittlungsdienstes. Die Taxifahrer fürchten angesichts der billigen Konkurrenz auf dem Feld der Personenbeförderung um ihre Existenzgrundlage. Sie monieren, dass sie Abgaben, wie etwa die Versicherung für Personenbeförderung, leisten müssen, die bei Uber-Fahrern nicht anfielen.

			Strafe auf den Malwinen

			Mit einer empfindlichen Geldbuße ist der Argentinier Daniel Sebastián Ujhelly auf den Malwinen belegt worden. Dies berichtet die Zeitung „Clarín“. Der Rechtsanwalt, der wegen eines Laufwettbewerbs auf die britisch verwalteten Inseln gereist war, geriet mit dem Gesetz in Konflikt, als er Munition aus dem Krieg von 1982 mit nach Argentinien nehmen wollte. Diese ist immer noch auf den einstigen Schlachtfeldern zu finden. Ein Gericht auf der Inselgruppe brummte Ujhelly nun eine Strafe von umgerechnet 850 Dollar auf. Das Tribunal sah es als erwiesen an, dass der Argentinier gegen die auf den Malwinen geltenden Vorschriften zum Umgang mit Feuerwaffen und Munition verstoßen habe. Mit dem Urteil ist Ujhelly möglicherweise noch recht gut gefahren. Schließlich sehen die diesbezügliche Gesetze Großbritanniens Strafen von bis zu fünf Jahren Gefängnis vor.  (AT/mc)

		

	
		
			Meinung

			[image: 11802.png] 

			Die Macht der Gouverneure

			Von Juan E. Alemann

			Die politische Entwicklung auf nationaler Ebene hat den Gouverneuren einen größeren Spielraum gegeben. Sie füllen das Vakuum aus, das der Gegensatz zwischen Macri und Cristina hinterlässt, nachdem es nicht gelingt, einen Kandidaten für diejenigen aufzustellen, die von Macri enttäuscht sind und auch keine Sympathie zu Cristina haben. Die Meinungsumfragen ergeben, dass sich die Wählerschaft etwa in drei nicht sehr unterschiedliche Gruppen teilt, wobei die Dritte, die noch nicht mit Klarheit auftritt, eine gute Möglichkeit hat, stark zu wachsen. 

			Die drei großen Provinzen, Buenos Aires, Santa Fé und Córdoba sowie die Bundeshauptstadt sind eine Sache und die weiteren Provinzen eine andere. Meistens besteht ein lokales politisches Bewusstsein, das Provinzparteien eine gute Chance bietet. In Neuquén hat der Gouverneur seine Wiederwahl erreicht, in Rio Negro hat sich der von ihm ernannte Nachfolger durchgesetzt, und in San Juan, Chubut und Entre Rios (in diesem Fall zusammen mit dem Justizialismus) haben die offiziellen Provinzparteien in den Primärwahlen gesiegt. Es folgen noch weitere Provinzen, in denen ähnliche Ergebnisse erwartet werden. 

			Die Gouverneure denken prinzipiell anders als Politiker, die als Parlamentarier tätig waren oder bei einer Regierung mitwirkten, oder durch Vertretung sozialer Gruppen oder sonstwie tätig sind. Sie müssen sich als erstes um die Verwaltung ihrer Provinzen kümmern, und das setzt sie permanent in Kontakt mit der Realität. Sie müssen sich auch mit der Bundesregierung verständigen, was sich einmal auf nationale Infrastrukturinvestitionen und eventuelle finanzielle Zuschüsse bezieht, dann aber auch um die konkrete Wirtschaftspolitik für Bereiche, in in ihren Provinzen wichtig sind. So ist z.B. Vaca Muerta und die Erdöl- und Gasproblematik allgemein, für Rio Negro und Neuquén sehr wichtig, und die Gouverneure unterstützen hier die Politik von Präsident Macri und befürchten eine von Cristina. Für die Nordprovinzen ist es wichtig, dass die Erneuerung der Belgrano-Frachteisenbahn beendet wird, so dass die dort erzeugten Güter, nämlich Zucker, Zitronen, Orangen, Grape Fruits, Sojabohnen, Baumwolle und Tabak, zu einem günstigen Tarif nach Buenos Aires befördert werden können. Der Bau von Autobahnen und Straßen ist für alle Provinzen sehr wichtig.

			Die Gouverneure der kleineren Provinzen haben eine politische Bedeutung, die über ihre wirtschaftliche hinausgeht, da alle Provinzen drei Senatoren stellen. Mit einem Senat, in dem die Gouverneure über ihre Senatoren entscheiden, kann die Regierung gut auskommen, während eine bedeutende Vertretung von Kirchneristen, wie sie jetzt besteht, störend wirkt, weil es ihnen schließlich nur darum geht, dass die Macri-Regierung scheitert. Die Kirchneristen haben in dieser Beziehung bisher viel erreicht: Macri konnte zahlreiche wichtige Gesetzesprojekte im Parlament, und ganz besonders im Senat, nicht durchsetzen. Besonders bei Reformen der Arbeitsgesetzgebung konnte die Regierung überhaupt nichts erreichen. Die Gouverneure dürften hier Macri unterstützen, weil das Problem auch sie betrifft.

			Bei der der dritten Partei, die ”Alternativa Federal” getauft wurde und sich vorwiegend aus nicht kirchneristischen Peronisten zusammensetzt, eventuell auch Sozialisten, linke Radikale u.a. einschließen will, werden die justizialistischen Gouverneure eine große Rolle spielen. Es ist auch gut möglich, dass schließlich einer von ihnen, eventuell Schiaretti, Gouverneur von Córdoba, oder Urtubey von Salta, oder Uñac von San Juan, als Kandidat aufgestellt wird: mit guten Chancen, zu gewinnen. (jea)
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			Im Blickfeld: Der Antiheld

			Von Stefan Kuhn

			Es fällt schwer, den Mann zu mögen. Vermutlich hält sich auch deshalb das Mitgefühl über sein Schicksal in Grenzen. Julian Assange ist weder links noch rechts, er hält sich für einen Demokraten und kungelt mit Autokraten, er hält Hof wie ein Pascha und fühlt sich von aller Welt verfolgt. Das einzig Authentische an ihm ist seine Exzentrizität. 

			Sieben Jahre lang saß der WikiLeaks-Gründer in der ecuadorianischen Botschaft in London. Er hatte dort Zuflucht gesucht, weil ihm eine Auslieferung an Schweden drohte. Gegen den Australier lag ein internationaler Haftbefehl wegen Vergewaltigung vor. Der Vorwurf ist äußerst ernst, der Vorfall mehr als mysteriös. Es ging wohl um zunächst einvernehmlichen Sex mit zwei Schwedinnen, der dann aus dem Ruder gelaufen sein soll. Assange hielt sich zum Zeitpunkt der Anklage in Schweden auf, durfte jedoch nach Großbritannien ausreisen. Dort erreichte ihn Ende 2010, wenige Monate nach dem Vorfall, der Haftbefehl. Im Juni 2012, Assange war zwischenzeitlich festgenommen worden und gegen Kaution auf freiem Fuß, floh der Australier in die ecuadorianische Botschaft und bat um politisches Asyl.

			Es ging dabei nicht um die mögliche Anklage in Schweden, sondern um eine drohende Auslieferung von dort in die Vereinigten Staaten. In den USA gilt der WikiLeaks-Gründer wegen der Veröffentlichung geheimer Dokumente als Staatsfeind. Das betraf schriftliches und Video-Material über die US-Kriegsführung in Afghanistan und dem Irak sowie Botschaftsdepeschen des US-Außenministeriums. Bei einer Verurteilung in den USA droht Assange eine lange Haftstrafe oder gar die Todesstrafe. Es gibt nicht Wenige, die Letzteres fordern.

			Diese Auslieferung droht ihm jetzt. Die schwedischen Anklagepunkte sind teils verjährt, teils fallengelassen worden. Assange wurde verhaftet, weil er gegen die Kautionsauflagen verstoßen hatte. Ein Auslieferungsantrag der USA soll bereits vorliegen.

			Dass in den USA ein gewaltiges Interesse besteht, Assange den Prozess zu machen, ist nachvollziehbar, obwohl US-Präsident Donald Trump dem Verfemten eigentlich dankbar sein müsste. Trump hat seinen Wahlsieg auch Assange zu verdanken, denn der Australier hatte aus seinem Botschaftsexil heraus von Russen gehackte E-Mails der Demokratischen Partei von Trumps Gegnerin Hillary Clinton veröffentlicht. Vielleicht war Assange in dieser Hinsicht ein nützlicher Idiot der Russen oder er hat sich von Trump Hilfe erhofft. Sieben Jahre Botschaft fühlen sich irgendwann wie sieben Jahre Haft an.

			Nicht nachvollziehbar ist die Rolle Ecuadors in dem Fall. Mag sein, Präsident Lenín Moreno steht weniger weit links als sein Vorgänger Rafael Correa. Mag sein, Assange geht den Botschaftsangehörigen nur noch auf die Nerven. Aber als Correa Assange 2012 politisches Asyl gewährte, war Moreno dessen Vizepräsident. Und als Assange vor einem Jahr die ecuadorianische Staatsangehörigkeit bekam, war Moreno Präsident. Die Erklärung, dass der Dauergast die Botschaft als Spionagezentrum benutzt habe oder gar gegen die Hausordnung verstoßen habe, klingt mehr als konstruiert. Vor kurzem war US-Vizepräsident Mike Pence in Quito.

			Um sein Leben fürchten muss Assange in den USA sicher nicht. Niemand wird aus einem europäischen Land ausgeliefert, wenn ihm die Todesstrafe droht. Der WikiLeaks-Gründer hat allerdings Recht, wenn er der US-amerikanischen Justiz misstraut. Es kann durchaus darum gehen, an dem politisch motivierten Hacker ein Exempel zu statuieren. Hierin besteht die große Gefahr einer Auslieferung an die USA. Wenn Assange verurteilt würde, könnte man theoretisch auch die Chefredakteure des deutschen Nachrichtenmagazins „Der Spiegel“ oder der englischen Tageszeitung „Guardian“ zur Verantwortung ziehen. Sie haben die Dokumente in Zusammenarbeit mit WikiLeaks ausgewertet und veröffentlicht.

			In einem US-Prozess wird es zunächst um die Frage gehen, ob Assange den Datendieb Chelsea Manning (damals Bradley Edward Manning) angestiftet oder angeleitet hat. Das könnte schwierig werden, denn die Zeugin Manning schweigt. Sie war Ende Juli 2013 zu 35 Jahren Haft verurteilt und 2017 von US-Präsident Barack Obama begnadigt worden. Derzeit ist sie erneut in Haft, weil sie sich weigert im Fall Assange auszusagen. Weil eine Anklage ohne Zeugen recht brüchig wäre, wird spekuliert, dass die US-Justiz ein Spionage-Gesetz aus dem Jahre 1917 anwenden könnte, das schon die Veröffentlichung von Geheimdokumenten unter schwere Strafe stellt.

			Es wäre wünschenswert, dass Assange nicht an die USA ausgeliefert wird. Ein Prozess gegen ihn würde ein Tribunal gegen den freien Journalismus werden. Man kann Assange viel vorwerfen, vor allem seinen Beitrag zum Wahlsieg Donald Trumps. Die Veröffentlichung der Afghanistan- und Irak-Dokumente fällt nicht unter die Vorwürfe. 

			Auf der anderen Seite wäre ein Prozess gegen Assange in den USA auch nicht uninteressant. Es könnten interessante Details über die Beeinflussung der Trump-Wahl durch Moskau ans Licht kommen. Aber vielleicht ist die ganze Aufregung ja überflüssig. Vielleicht wird Assange ausgeliefert, er legt ein Teilgeständnis ab, wird zu 35 Jahren verurteilt und dann von Donald Trump begnadigt.
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			Randglossen

			Die Regierung hat per Dekret die sogenannten Sammellisten verboten, was sofort von Kirchneristen beanstandet wurde, weil die Verfassung dies angeblich verbietet. Doch hier handelt es sich um eine Reglementierung, durch die ein Dekret vom Jahr 2011 geändert wird, das die Sammellisten genehmigte, das nicht beanstandet wurde. Es handelt sich darum, dass es nicht mehr erlaubt ist, dass in mehreren Parteilisten der gleiche Kandidat für das Gouverneursamt aufgestellt wird. In der Provinz Buenos Aires könnte das bei den Kirchneristen und den traditionellen Peronisten der Fall sein, die voraussichtlich zusammen mehr Stimmen hätten, als Cambiemos mit María Eugenia Vidal. Ohne Sammellisten hätte Alicia Kirchner 2015 die Wahl in Santa Cruz nicht gewonnen, und vorher wäre das Ergebnis in Provinzen, in denen das System galt, anders ausgefallen. Es handelt sich somit um mehr als eine rein formelle Angelegenheit.

			Ach wie gut, dass es ihn gibt, den klügsten aller Staatschefs. Was auch immer geschieht, wie groß das Problem auch sein mag, einer weiß immer Rat. Donald der Unvergleichliche. Schon vor seiner Präsidentschaft war er dafür bekannt, gute Ideen zu viel Geld zu machen. Als Präsident muss er Probleme zu lösen und in brenzligen Situationen einen kühlen Kopf bewahren. Als am Montag Notre-Dame, die Kathedrale aus dem 13. Jahrhundert in Paris, abbrennt und über 400 Löschkräfte gegen die Flammen kämpfen, kommt via Twitter der Ratschlag, auf den die ausgebildeten Feuerwehrleute nur gewartet haben. Trump geht das alles viel zu langsam, er schlägt vor, Löschflugzeuge über der Kathedrale fliegen zu lassen und das bitte schnell, sonst stehen bald nicht mal mehr die Mauern. Einen Felsbrocken auf eine Holzhütte hinabstürzen zu lassen, um diese zu retten, wäre ein ähnlich guter Vorschlag gewesen. 

			Mal ehrlich, Julian Assange an die USA auszuliefern wäre unfair. In der ganzen Affäre über geleakte US-Dokumente war der australische Profihacker so etwas wie der Postbote, der das geheime Material weitergeleitet hat. Zunächst sollte er in Schweden wegen der Vergewaltigungsvorwürfe angeklagt werden, denn das wiegt mehr als die schlichte Wahrheit, der Assange zum Durchbruch verholfen hat. Dann sollte sich in Ecuador einem Schmerzensgeldprozess unterwerfen, denn wie er sich in der Botschaft benommen hat, war nicht die feine Art. Dann sollte man ihn dem Internationalen Gerichtshof überstellen. Dass er Donald Trump ins Weiße Haus verholfen hat, war gefühlt ein Kapitalverbrechen.
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			AFIP erfährt von 400 bei der Weißwaschung nicht angegebenen Auslandskonten

			Die internationale Organisation für wirtschaftliche Kooperation, OECD oder OCDE benannt, befasst sich seit letztem Jahr dank eines Abkommens über Austausch von Information über Bankkonten und Vermögensanlagen unter den Mitgliedern, das 2018 auch von Argentinien unterzeichnet wurde, auch mit dem argentinischen Auslandsvermögen. In der Vorwoche hat sie der AFIP 400 Konten von Personen bekanntgegeben, die sich der Weißwaschung von 2017 angeschlossen hatten, die die Bedingung enthält, dass die Vorteile, die dabei gewährt werden, bei Aufdeckung weiterer Auslandsvermögen verfallen. Das betrifft auch eventuelle Haftstrafen, wie sie das Steuerstrafgesetz von 1991 vorsieht. Bei der Weißwaschung waren schwarze Vermögen in Höhe von u$s 116,8 Mrd. angegeben worden, davon 80% im Ausland. Doch angeblich waren es zumindest in 400 Fällen mehr.

			Insgesamt hat die OCDE 2018 den argentinischen Behörden Information über 160.000 Konten übermittelt, die Personen gehören, die in Argentinien wohnhaft und steuerpflichtig sind. Diese Daten werden mit den eidesstattlichen Steuererklärungen über Einkommen und Vermögen verglichen, so dass Abweichungen sofort auftreten.

			Die 400 Konten, um dies es jetzt geht, betragen in jedem Fall über eine Million Dollar und liegen in verschiedenen Ländern, hauptsächlich in Uruguay, Großbritannien, Spanien und Deutschland. Doch außerdem hat die AFIP in vielen Fällen Unterbewertungen bei Immobilien festgestellt, an erster Stelle in Punta del Este.

			Für viele reiche Personen, Argentinier und Ausländer mit Wohnsitz in Argentinien, entsteht jetzt ein böses Steuerproblem, für das namhafte Steuerexperten keine einfache Lösung sehen.
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			Inflation im März: 4,7%

			Der Index der Konsumentenpreise des statistischen Amtes (INDEC), mit dem die Inflation gemessen wird, verzeichnet im März 2019 eine Zunahme von 4,7%, womit die Zunahme im 1. Quartal 11,8% beträgt. In 12 Monaten zum März beläuft sich die Erhöhung auf 54,7%, wobei jedoch die Hochrechnung des 1. Quartals auf das ganze Jahr 55,2% ergibt. Die Märzzunahme war höher als allgemein erwartet wurde. Für April wird jetzt mit über 3% gerechnet.

			Die Preiszunahmen bei den einzelnen Sparten waren wie folgt:

			[image: tabla_nota_inflacion.png] 

			Bei Nahrungsmitteln entfielen die höchsten Zunahmen im März auf folgende Produkte: Runde Tomaten: +31,3%; Hühner: +25,4%; Pategras-Käse: 9,5%; Milch: +9,4%; Butter: 9,2%; Brot: 8,6%, Dulce de leche: 8,1%. Aber es gab auch Abnahmen: Süsskartoffel: -0,1%; Äpfel: -12,7%; Kürbis: -13,1%; Kopfsalat: -14,1%; Zitronen: -16,9%. Hier sei bemerkt, dass die Preisdifferenzen zwischen den einzelnen Geschäften in Inflationszeiten zunehmen, so dass viele Gemüse- und Obstarten oft billiger erhältlich sind.

			[image: grafica_inflacion_out.png] 

			Die Zunahme bei Erziehungsausgaben hängt mit dem Schulbeginn zusammen, und die von Bekleidung mit dem Saisonwechsel, bei dem die Winterbekleidung einen Sprung gegenüber dem Vorjahr verzeichnet. Bei Nahrungsmitteln hat sich die Abwertung von 2018 ausgewirkt, die sich auf Produkte überträgt, die auch exportiert werden, wie Weizen (und Mehl), Ölsaaten (und Speiseöl), Rindfleisch u.a. Deshalb ist auch die 12-monatszunahme hier so hoch. Bei Gemüse wirkt sich der Saisonwechsel aus, aber auch die gestiegenen Transportkosten. Der Tarif für Omnibusse, Eisenbahn und U-Bahn stieg im März relativ wenig, weist aber in den Vormonaten schon höhere Zunahmen auf.
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			Die neuen Konjunkturmaßnahmen

			Am Mittwoch gab Präsident Mauricio Macri zahlreiche Maßnahmen bekannt, die dazu bestimmt sind, die Inflation zu bremsen, die Wirtschaft anzukurbeln und/oder  kritische soziale Probleme zu mildern.

			1. Abkommen über Preise essentieller Güter

			- Die Regierung hat mit 16 erstklassigen Unternehmen vereinbart, dass sie die Preise von 60 Produkten des wesentlichen Konsums für mindestens sechs Monate stabil halten.

			- Unter den 60 Produkten befinden sich Speiseöle, Reis, Mehl, Teigwaren, Milch, Yoghurt, Yerba Mate, Tee, Zucker, Konserven, Maismehl (Polenta), Kekse, Marmeladen und Getränke.

			- Die Unternehmen verpflichten sich, die Verfügbarkeit der Produkte in 2.500 Verkaufsorten im ganzen Land ab Montag, den 22.4.19, sicherzustellen.

			- Das Handelssekretariat wird zusammen mit den Konsumentenschutzverbänden die Erfüllung dieser Verpflichtung kontrollieren.

			- Die Preise der Produkte, die dieses Programm umfasst, liegen unter dem Durchschnittsspreis, der bei jeder Kategorie besteht.

			- Das Abkommen ist im Rahmen der “gepflegten Preise” eingeschlossen, die gegenwärtig 579 Produkte  im ganzen Land umfassen, die mit einem Rabatt von durchschnittlich 25% verkauft werden.

			2. ANSeS-Kredite u.a. Vergünstigungen

			- Das Programm “Vorzüge ANSeS”  (“beneficios ANSeS”) tritt jetzt in Kraft und es besteht in Diskonten von 10% bis 25% in Supermärkten und Geschäften der Branchen  Bekleidung, Beleuchtung, Reisen und Tourismus, elektrischen Haushaltsanlagen und Baumaterialien.

			- Die Disktonte umfassen Pensionäre, Hinterbliebenenrentner und Gnadenrentner, Bezieher der Pension für ältere Menschen, Bezieher des Kindergeldes und der Arbeitslosenversicherung, des Familienlohnes, der Progresar-Stipendien, Haushaltspersonal, Personen, die von den Programmen “Wir machen Zukunft” (“hacemos futuro”), produktive Kommunalprojekte und Pro Vida (Provinz Buenos Aires) erfasst werden.

			- Die Betroffenen können die Diskonte bei Vorweis ihrer Zahlkarten erhalten, die mit ANSeS-Zahlungen verbunden sind.

			- Die ANSeS-Kredite werden erneuert, mit höheren Beträgen und mehr Raten. Diese Kredite sind für die 18 Mio. Menschen verfügbar, die Zahlungen von der ANSeS erhalten.

			- Für diese neue Kreditrunde ist ein Gesamtbetrag von $ 124 Mrd. vorgesehen.

			- Die ANSeS-Kredite werden zu 40% verzinst, was einen viel geringeren Zinssatz als der im Finanzmarkt geltenden darstellt. Diejenigen, die schon einen Kredit der ANSeS haben, können einen neuen aufnehmen und den alten umschulden. Die monatliche Quote darf nicht über 30% der Pension oder Rente liegen. 

			- In diesen Jahren wurden schon 8 Mio. ANSeS-Krdite vergeben, wobei die Kreditnehmer mit dem Geld auch Reparaturen ihrer Wohnung, unvorhergesehene Ausgaben oder teure Schulden gezahlt haben.

			- Der Betrag der Kredite für Pensionäre wurde jetzt verdoppelt und bis zu $ 200.000 erhöht, die in 24, 36, 48 oder 60 monatlichen Raten amortisiert werden. Für Bezieher des Kindergeldes und von Familienlöhnen gehen die Kredite bis zu $ 12.000 pro Sohn, die in 24 bis 36 monatlichen Raten amortisiert werden. Diejenigen, die eine Gnadenrente oder eine Altersrente beziehen, können bis zu $ 70.000 beantragen, die in 24, 36, 49 oder 60 Raten amortisiert werden.

			3. Gesetz über Handelsloyalität

			- Die Regierung wird das bestehende System per Dekret ergänzen, um den Missbrauch von domnierenden Positionen und Monopolverhalten von Großunternehmen zu verhindern.

			- Das Handelssekretariat wird jetzt mehr Befugnisse haben, um nicht loyales oder konkurrenzwidriges Verhalten zu bestrafen und die Konsumenten und kleine Unternehmen zu schützen.

			- Die Maßnahme verstärkt die Regierungpolitik der letzte Jahre des Konsumentenschutzes und des Kampfes gegen dominierende Marktpositionen, um die Bildung von Kartellen und die Konsolidierung von Monopolen zu verhindern.

			- Die nationale Kommission für Konkurrenzschutz (CNDC) hat verdächtiges Monopolverhalten in etwa 10 Märkten untersucht. Das hat in einigen Fällen dazu geführt, das Unternehmen mit dominierenden Marktposition Bericht erstatten mussten, wie es bei Prisma (die die VISA-Karte vertreibt) der Fall war, die gezwungen wurde, einen Käufer zu finden und sich der Konkurrenz bei Kreditkarten zu stellen. Auch bei Fabrikanten von trockenen Teigwaren wurden beherrschende Marktpositionen verhindert. Bei Notebooks wurde dank intensiverer Konkurrenz erreicht, dass die Preise um 35% zurückgingen.

			- Der Staat hat auch begonnen, die Konkurrenz bei Ausschreibungen und Käufen zu erhöhen. Dank transparenter Verfahren wurden die Baukosten für einen Kilometer Autobahn um 53% verringert. Ebenfalls wurde dank der Mechanik der gemeinsamen Käufe und einer stärkeren Haltung des Staates erreicht, dass das Gesundheitsministerium und das PAMI Ersparnisse von über 70% beim Kauf von Medikamenten erreichen konnten.

			4. Rindfleischschnitte zu annehmbaren Preisen

			- Die Exportschlachthöfe haben sich verpflichtet, wöchentlich 120.000 Kg “asado”, “vacio” und “matambre” zu $ 149 je Kg (Endpreis) im Zentralmarkt von Buenos Aires und den eigenen Metzgereien der Schlachthöfe zu verkaufen.

			- Der Zentralmarkt verkauft 70.000 Kg. Rindfleisch pro Monat.

			- Diese Schnitte werden in 10 bis 15 Tagen verfügbar sein.

			5. Tarife öffe1ntlicher Dienste

			- Die Bundesregierung wird in diesem Jahr keine weiteren Tariferhöhungen bei Strom, Gas (für Haushalte)  und öffentlichen Personentransport verfügen

			- Beim Strom für Haushalte werden die zwei für dieses Jahr angekündigten Erhöhungen von Staat übernommen.

			- Bei Gas ist die im April verfügte Erhöhung, die sich auf drei Monate aufteilt (10% im April, 9% im Mai und 8% im Juni) die letzte in diesem Jahr.

			- Außerdem wird der Gaspreis in den Windermonaten um 22% verbilligt, wobei der Verbraucher diese Differenz dann in den Sommermonaten bezahlt, in denen weniger Gas konsumiert wird. Die Kosten, die dabei entstehen, werden vom Staat getragen.

			- Bei Omnibussen und städtischen Eisenbahnen wird es in diesem Jahr keine weiteren Erhöhungen geben. Auch die Mautgebühren, die von der Nationalregierung abhängen, werden nicht erhöht.

			- Diese Ankündigungen beziehen sich nur auf Strom, Gas und Personentransport, die von der Bundesrgierung abhängen. Die Stromverteilung und der öffentliche Transport, die von Provinzen und Gemeinden abhängen, sind nicht inbegriffen.

			6. Mobiltelefone

			- Die Betreiber haben sich einverstanden erklärt, den Preis bei Mobiltelefonen mit vorbezahlten Linien während 5 Monaten (bis zum 15.9.19) nicht zu ändern. Das bezieht sich auf 35 aktive Mobiltelefone.

			7. Soziale Leistungen

			- Bezieher des Kindergeldes, oder Personen, die in den Programmen “Wir machen Zukunft”, “produktive komplementäre Projekte” und “Mas Vida” (Provinz Buenos Aires) eingeschlossen sind, und auch ihre Familienmitglieder, können Diskonte von 20% bis 70% bei Medikanten bei 5000 Apotheken  erhalten. Das betrifft ca. 5 Mio. Menschen.

			8. Kredite für Gasverbindungen

			- Die Kredite für diesen Zweck werden erweitert und auf 70.000 Haushalte ausgedehnt, die immer noch Flaschengas verwenden, obwohl das Gasnetz an ihnen vorbeikommt.

			- Der Kredit für diesen Zweck wird in 60 Monatsraten zurückgezahlt, ab $ 489 por Monat. Dies wird zusammen mit der Gasrchnung bezahlt, und die Haushalte erhalten automatisch den sozialen Gastarif für 6 Monate.

			9. Neuer Aufruf für ProCreAr

			- In einem neuen Aufruf sollen 10.000 Familien die Möglichkeit erhalten, eine Wohnung kaufen zu können. Das kommt zu den 30.000 hinzu, die schon ihre Wohnungsurkunde im Rahmen des ProCreAr-Programmes erhalten haben.

			- Wie bisher, müssen die Familien einen Teil des Preises selber aufbringen (in diesem Fall 10%), und der Staat trägt 20% bei, mit einer direkten Subvention. Die durchschnittliche Subvention wird $ 550.000 betragen.

			- Ausserdem werden Alternativen studiert, um die Lage derjenigen zu erleichtern, die Hypothekarkredite mit UVA-Berichtigung aufgenommen haben und jetzt hohe Zunahmen der Amortisationsquoten erfahren.

			10. Unterstützung für kleine und mittlere Unternehmen (Pymes)

			- Die AFIP wird einen Zahlungsplan in Gang setzen, damit alle Steuerschuldner ihre verfallenen Steuerschulden in Ordnung bringen können.

			- Dies schließt die MwSt., die Gewinnsteuer und die Steuer auf persönliche Güter ein, die zum 31.1.19 verfallen sind, und umfasst auch Einbehaltungen.

			- Beim neuen Plan kann die Zahlung dann in 60 monatlichen Raten erfolgen, gegen bisher maximal 48.

			- Der Höchstzinssatz für Pymes wird 2,5% monatlich betragen, weniger als bei vorangehenden Zahlungsplänen, und weit unter den Marktzinsen.

			- Die anderen Steuerzahler werden auch nur 2,5% monatlich auf ihre Schulden zahlen, sonfern sie eine Anfangszahlung von 20% leisten.

			- Die erste Quote wird erst am 16. September 2019 verfallen.

			11. Bessere Bedingungen für den Einzelhandel

			- Die Frist, bis der Einzelhandel bei Verkaufen über Kredikarten das Geld erhält, wird von jetzt 19 auf 10 Tage verkürzt.

			- Außerdem werden die Banken keine Provision von Pymes kassieren (zwichen 1% und 2%), um Bargeld entgegenzunehmen. Dieses Thema war voN der ZB bisher nicht reguliert.

			12. Keine Exportzölle auf Pymes, die exportieren.

			- Alle kleinen und mittleren Unternehmen werden für Exporte, die den Betrag vom letzten Jahr übertreffen, keinen Exportzoll zahlen. Die Maßnahme gilt nur für diejenigen, die bis zu u$s 50 Mio. pro Jahr exportieren.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Dienstag zu $ 43,38, gegen $ 44,22 am Mittwoch der Vorwoche. Am Montag setzte die tägliche Auktion von u$s 60 Mio. ein, was zunächst auf den Kurs drückte, der im März von $ 40,80 auf $ 44,90 gestiegen war und danach hoch, aber etwas niedriger verblieb, wobei erst am Dienstag eine Erholung einsetzte. Die ZB hat am Dienstag verfügt, dass die bestehenden Grenzen der Bankbreiten nicht mehr monatlich erhöht werden, sondern bis Ende 2019 bei $ 39,8 und $ 51,5 pro Dollar verbleiben. Nachdem der Kurs gegenwärtig nahe der unteren Genze liegt, ändert das wenig an der Lage auf dem Devisenmarkt. Es wird ohnehin in diesen Monaten mit höhern Devisenverkäufen gerechnet, die aus dem hohen Export von Getreide und Ölsaat stammen. Die ZB-Reserven lagen am Dienstag bei u$s 76,79, gegen u$s 77,33 Mrd. am Mittwoch der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.3.20 bei $ 65,45, was einen Zinssatz von 58,38% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Dienstag einen Kursgewinn von 1,72%, und liegt somit um 8,59% über Ende Dezember 2018.

			***

			Die argentinischen Staatstitel weisen in einer Woche zum Dienstag eine unterschiedliche Entwicklung auf. Im Einzelnen waren die Veränderungen wie folgt: Argentina 2019: unverändert: Argentina 2021: +1,67%; Argentina 2026: -0,37%; Argentina 2046: +0,20%; Bonar 2024: +1,76%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 24 Karat am Dienstag zu $ 1.652,05 je Gramm gehandelt, gegen $ 1.720,97 am Mittwoch der Vorwoche. Gold von 18 Karat wurde auch diese Woche nicht gehandelt.

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) nahm in 12 Monaten zum 17.4.19 um 29,18% zu, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weitern Sinn bezieht, stieg um 14,99%.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der lokalen Banken stiegen in 12 Monaten zum 17.4.19 um 33,20% auf $ 2,93 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 3,99% auf $ 1,58 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 13,25% auf u$s 35.25 Mrd., und die Dollarkredite um 1,11% auf u$s 16,15 Mrd.

			***

			Bei der Ausschreibung des Energiesekretariates über Zuteilung von Meeresgebieten für die Erdölforschung- und Förderung haben 13 Konzerne Offerten für insgesamt u$s 995 Mio. bei 18 Gebieten eingereicht. Die Zuteilung soll am 16. Mai erfolgen. Die Offerten stammen von YPF, Exxon Mobil, Wintershall, Total, Shell, Pluspetrol, der japanischen Mitsui, Tecpetrol, British Petroleum, der italienischen ENI und der britischen Tullow. Pan American Energy und die chinesische Cnooc haben zusätzliche Information gefordert, um dann eventuell Offerten einzureichen. Die Meeresgebiete, die ausgeschrieben wurden, sind das südliche, bei Feuerland, und zwei nördliche.

			***

			Durch Verwaltungsbeschluss 288/19 des Amtes des Kabinettchefs wurden die im Staatshaushalt für 2019 vorgesehenen Ausgaben um $ 17,3 Mrd. erweitert, die mit Krediten der Weltbank und der Interamerikanischen Entwicklungbank finanziert werden. Die Infrastrukturinvestitionen, um die es hier geht, werden bei der staatlichen Buchhaltung aus Ausgaben gebucht.

			***

			Die OPIP, das US-Amt für Förderungskredite, hat der lokalen Plaza Logística einen Kredit erteilt, um die Kapazität ihrer Logystikparks in Gross Buenos Aires um 176.000 Qm zu erweitern. Der Betrag wurde nicht genannt. Der argentinische Botschafter in den USA, Fernando Oris de Roa, erhielt die entsprechende Mitteilung.

			***

			Die Beanspruchung öffentlicher Dienste lag im Januar 2019 um 4% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Bei Strom, Gas und Wasser lag der Konsum um 3,2% unter dem Vorjahr, bei der Telefonie um 4,4%, doch beim Personentransport (Eisenbahn, U-Bahn und Omnibusse) nur um 0,7%. Am höchsten war der Rückgang beim Postdienst, mit minus 19,1% gegenüber dem Vorjahr. Zunahmen gab es nur beim Frachttransport (+8%) und der Müllentsorgung (+1,3%).

			***

			Der gesamte Benzinkonsum nahm im Februar interannuell um 3,5% ab, wobei der von Premium-Benzin um 22,3% zurückging. Hingegen stieg der Konsum von Dieselöl um 6,3%.

			***

			Die neue Anlage für Abfertigung von Passagieren am Flughafen Ezeiza wird im August fertig sein, so dass im September schon dort Passagiere bedient werden, gab Transportminister Guillermo Dietrich bekannt. Die Erweiterung und Erneuerung des Flughafens Ezeiza beansprucht insgesamt $ 12 Mrd. Dietrich sagte, dadurch werde ein Qualitätsniveau wie in den besten Flugplätzen der Welt erreicht.

			***

			Die Eisenbahn Belgrano Cargas, die Buenos Aires mit dem Nordwesten des Landes verbindet, hat im März 2019 177.584 Tonnen transportiert, 271% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. Es ist die höchste beförderte Menge in 26 Jahren. Hier kommt die weit fortgeschrittene Erneuerung der Schienen und der Einsatz neuer Lokomotiven und Waggons zum Ausdruck. In zwei Jahren, wenn die Arbeiten vollendet sind, wird mit einer noch bedeutender Zunahme des Frachtvolumens gerechnet.

			***

			Das Budgetbüro von Kongress berichtet, dass die Staatsausgaben im März um 38,8% gegenüber dem Vorjahr gestiegen sind, die Einnahmen hingegen nur um 31,5%. Diese Differenz von 7,3 Prozentpunkten hat zu einem finanziellen Defizit von $ 84,97 Mrd. geführt, 67% über dem Vorjahr. Die Zunahme der Ausgaben ist vornehmlich auf Sozialausgaben (+34,8%), Subventionen für öffentliche Dienste u.a. (+152,2%) und Verwaltungsausgaben (+41,1%) zurückzuführen.

			***

			Im März 2019 wurden 125.853 gebrauchte Kfz verkauft, 16,47% unter dem gleichen Vorjahresmonat und 5,96% unter Februar 2019, berichtet die Agenturenkammer CCA (Cámara de Comercio Automotor). Der Rückgang steht im Einklang mit dem von neuen Automobilen, Lastwagen und Nutzfahrzeugen.

			***

			Der Preis, den der Konsument für frische Lebensmittel zahlt (Obst, Gemüse, Rindfleisch, Eier u.a.) lag im März 2019 durchschnittlich 5,35 Mal so hoch, wie der, den der Landwirt erhält, berichtet der Verband CAME. Es sind im März 2,3 Prozentpunkte mehr als im Februar. Die Lage ist jedoch bei den einzelnen Produkten sehr unterschiedlich, wobei auch große Differenzen bei den Preisen bestehen, die von den Konsumenten gefordert werden.

			***

			Die AFIP wird bei der Kontrolle der Metzger strenger. Sie fordert jetzt bei den Rindfleischlieferungen an den Einzelhandel ein elektronisches Dokument (benannt RED, Remito Electrónico Cárnico). Etwa 60% der Metzger sind Einheitssteuerzahler, wobei viele jedoch wegen ihres Umsatzes nicht in diese Kategorie gehören können. Von den 52.000 Metzgern, die es im ganzen Land gibt, sind bisher nur ca. 7.000 bei der AFIP eingetragen. Die Kontrolle der Metzger begünstigt auch die Supermärkte, die beim Rindfleischverkauf nicht hinterziehen können. Nachdem schon bei den Schlachthöfen eine bedeutende Verringerung der Hinterziehung erreicht wurde, ist auch die Kontrolle der Metzger einfacher geworden.

			***

			Die Zahlungen über Internet-Überweisung sind in 12 Monaten zum Dezember 2018 um 60% auf 16 Mio. einzelne Zahlungen im Monat gestiegen, berichtet die ZB.

			***

			Durch Beschluss 1/2019 des Kabinettschefs wurde bestimmt, dass dieses Amt die PPP-Projekte über öffentlich-private Zusammenarbeit und auch Kreditanträge bei der Weltbank u.a internationalen Finanzanstalten prüfen und Prioritäten festsetzen muss. Für diesen Zweck wurde ein besonderes Staatssekretariat mit der Aufgabe betraut. Die Projekte über Infrastrukturinvestitionen übersteigen immer die finanziellen Möglichkeiten, weshalb eine Festsetzung von Prioritäten sehr wichtig ist. Ebenfalls wird auf diese Weise vermieden, dass zu viele Projekt gleichzeitig in Angriff genommen werden, so dass die Zufuhr von finanziellen Mitteln in jedem Fall gering ist, und zwingt, den Baurhythmus zu verlangsamen, was kostenerhöhend wirkt.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die Regierung von Ecuador kommt mit ihrer Klage gegen das Erdölunternehmen Chevron nicht voran. Jetzt hat sie, auch mit anderen Klägern (Umweltschutzvereine), einen Rekurs vor einem Gericht in Kanada verloren, bei dem um die Bestätigung eines Urteils eines ecuadorianischen Gerichtes ging, das das Unternehmen zur Zahlung von u$s 9,5 Mrd. verurteilt hatte. Auch in den USA, Brasilien, Argentinien und Gibraltar haben die Gerichte schon für Chevron geurteilt. Es handelt sich um einen Fall von Umweltverschmutzung, bei dem ein Unternehmen angeklagt wurde, das später von Chevron gekauft wurde, ohne jedoch die Verantwortung für den Fall zu übernehmen. Chevron ist in Argentinien im Gebiet von Vaca Muerta gemeinsam mit YPF tätig, mit hohen Investitionen.

			***

			US-Schatzsekretär Steve Mnuchin gab bekannt, dass er mit Vertretern von 19 Ländern an der Bildung eines Fonds von u$s 10 Mrd. arbeite, mit einer zukünftigen Regierung von Venezuela beim Wiederaufbau der Wirtschaft geholfen werden soll.

			***

			In Brasilien liegt der Index der wirtschaftlichen Tätigkeit, den die ZB berechnet, im Februar um 2,4% über dem gleichen Vorjahresmonat, aber um 0,73% unter Januar 2019, wobei Januar schon um 0,4% unter Dezember 2018 lag. Es handelt sich um ein Zeichen der Abkühlung der Konjunktur.

			***

			Der Präsident von Mexiko, Manuel Lopez Obrador, erklärte, er werde ein System schaffen, dass den Besitz von Vermögen, das aus dem Drogenhandel oder der Korruption stammt, auf den Staat überträgt, wobei auch ein Institut geschaffen werde, das die Mittel dann für Schulen, Hospitäler und andere soziale Zwecke einsetzt.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Axion

			Energiesekretär Gustavo Lopetegui besuchte die neue Raffinerie von Axion, in Campana, nördlich der Bundeshauptstadt. Es handelt sich um eine Investition von u$s 1,5 Mrd., der höchste Betrag, der auf diesem Gebiet in den letzten Jahren investiert wurde. Die Kapazität der bestehenden Raffinerie wird dadurch um 60% erhöht. Axion ging aus der Firma Esso hervor (eine Filiale der Standard Oil) und gehört der Familie Bulgheroni in Verbindung mit einer chinesischen Firma und der britischen BP.

			TGS

			Das Gastransportunternehmen Transportadora de Gas del Sur wird in diesen Tagen die erste Etappe des Baus einer Gasleitung von 60 km und einer Anlage zur Behandlung von Gas in Vaca Muerta einweihen. Diese Investitionen bilden einen Teil des Programms von u$s 330 Mio., das sich vornehmlich auf eine Gasleitung von 150 km bezieht, die für den Transport von 37 Mio. cbm. Gas täglich von Vaca Muerta bis zur Fernleitung nach Buenos Aires bestimmt ist.

			Accenture

			Dieses Informatik-Unetrnehmen, das auch juristische Dienste bietet und sich mit Personalaufnahme für Dritte befasst, hat ein Bürogebäude von sechs Stockwerken und 18.000 qm im sogenannten technologischen Distrikt der Stadt Buenos Aires, im Süden derselben, in Betrieb genommen, das eine Investition von etwa u$s 100 Mio. darstellt, die vom Mutterhaus in den USA bereitgestellt wurden. Am Montag war Präsident Mauricio Macri, begleitet von Kabinettsmitgliedern, bei der Einweihung anwesend. Der Vorsitzende der Firma, Sergio Kaufmann, erklärte, das dort, wo früher ein Unternehmen der Metallindustrie tätig war, jetzt eines errichtet wurde, das Ideen (in der Praxis Informatiksoftware) exportiert. In der Tat exportierte Argentinien 2018 über mehrere Unternehmen Software für u$s 6,5 Mrd. Es gibt im Lande viele talentierte Menschen, die diese Technologie beherrschen, deren Arbeit in Dollar bemessen billiger als in den USA und der EU ist. Gegenwärtig werden täglich 50 Angestellte aufgenommen, um auf 800 zu gelangen, wobei im Gebäude jedoch 4.000 Platz haben. Insgesamt hat Accenture, mit der Zentrale in den USA und seinen Auslandsniederlassungen, einschließlich seinen Büros in Buenos Aires, Rosario, Córdoba und Mar del Plata, eine Belegschaft von 9.300 Personen, mit einem Durchschnittsalter von 29 Jahren.

			Despegar

			Dieses Reiseunternehmen hat die Reiseabteilung von Falabella für u$s 27 Mio. gekauft. Zwei Drittel des Umsatzes des übernommenen Unternehmen besteht aus Tourismuspaketen, ein Bereich auf dem Despegar ohnehin schon intensiv tätig ist.

			Pampa Market.com

			Diese Plattform für Internet-Handel, die die argentinische Firma Pampa Market.com in China eingerichtet hat, die sich auf Lebensmittel und Getränke argentinischen Ursprungs spezialisiert, wurde am Dienstag in der argentinischen Botschaft in Peking vorgestellt. Die Anfangsinvestition beträgt u$s 3,4 Mio. und das Umsatzziel liegt bei u$s 140 Mio. im Jahr. Die Firma hat drei Verteilungszentren, je eines in Shanghai, Yantal und Guangzhou.
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			Die wirklichkeitsfremde Inflationsdiskussion

			Von Juan E. Alemann

			Die Inflation, die als allgemeine und dauerhafte Preiszunahme definiert wird, hat Ursachen, die den Wirtschaftern bekannt sind. Einmal handelt es sich um ein monetäres Phänomen, und dann um ein Kostenproblem. Im heutigen Argentinien werden die Preise kaum durch einen Geldüberhang in die Höhe getrieben, sondern konkret durch Abwertung und Abwertungserwartungen, Zunahme der Tarife öffentlicher Dienste und Lohnerhöhungen, die nicht durch geringere Gewinne oder Produktivitätszunahmen ausgeglichen werden. Die Änderung der relativen Preise, die durch eine Abwertung herbeigeführt wird, die über der internen Inflation liegt, und auch durch Tariferhöhungen, die auch höher als die allgemeine Inflation sind, treibt das allgemeine Preisgefüge nach oben, und wenn die Bereiche, die dabei verlieren, den Verlust aufholen wollen, dann steigt die Inflationsrate noch mehr. 

			Demgegenüber besteht die populäre Auffassung, dass die Preise steigen, weil die Unternehmen, die die Produkte erzeugen und vermarkten, zu viel gewinnen wollen. Dabei werden als erstes die großen Supermarktketten an den Pranger gestellt, ohne überhaupt bemerkt zu haben, dass Carrefour und die Cencosud-Gruppe (Jumbo, Disco, VEA u.a.) Verlustbilanzen und geringere reale Umsätze aufweisen.

			Halten wir zunächst fest, dass die großen Supermärkte, zu denen noch Coto und Walmart hinzukommen, keine Monopolstellung und auch keine dominierende Marktposition haben. Bei Lebensmitteln u.a Produkten des täglichen Konsums haben sie (ohne die Grossistensupermärkte) eine landesweite Beteiligung am Gesamtkonsum von etwa 20%. Der Einzelhandel ist sehr verzettelt. Es gibt unzählige Selbstbedienungsläden, die nicht anders als die der großen Supermärkte sind. Viele davon werden von Chinesen und Koreanern als Familienbetriebe betrieben, so dass sie geringere Soziallasten haben und eventuell auch längere Bedienungszeiten ohne den Zusatz für Überstunden. Ebenfalls nehmen es viele mit den Steuern nicht so genau. All das schafft ihnen Konkurrenzvorteile. Das Bestehen von Grossistensupermärkten (Macro, Maxiconsumo u.a.) erlaubt dem unabhängigen Einzelhandel, die Produkte zu niedrigen Preisen zu erwerben. Das ist ein wesentlicher Unterschied zu den früheren Kolonialwarenläden (“almacenes”), die von Großunternehmen, seien es Fabrikanten oder Grossisten beliefert wurden, die die Preise einseitig festsetzten und ihnen auch schwer verkäufliche Waren aufzwangen. 

			Hinzu kommen noch unzählige Einzelhandelsgeschäfte, die im Fall von Obst und Gemüse oft niedrigere Preise als die großen Supermärkte haben. Dann kommt noch der Zentralmarkt von Buenos Aires hinzu, an der Ausfahrtstraße von Ezeiza, der vor allem frische Lebensmittel viel billiger als die Supermärkte und der unabhängige Einzelhandel verkauft. Und schließlich gibt es auch wöchentliche Straßenmärkte, die auch billig verkaufen. Und im Landesinneren gibt es auch überall Straßenmärkte.

			Der Konsument hat allgemein die Möglichkeit, sich zu günstigen Preisen zu versorgen, auch indem er die ständigen Offerten der Supermärkte nutzt, mit Mengenrabatten oder anderen Offerten zu günstigen Preisen. Ebenfalls werden in den Supermärkten und Selbstbedienungsläden analoge Produkte zu unterschiedlichen Preisen angeboten, wobei die Qualitätsdifferenz minimal ist oder überhaupt nicht besteht. Doch die Markenpropaganda hat eine starke Wirkung, allerdings jetzt (wie es der Konsumexperte Guillermo Olivetto feststellt) eine viel geringere. Die Arbeit des Konsumenten, um sich preisgünstig zu versorgen, kann ihm der Staat nicht abnehmen. Eine Familie, die sich um das Thema intensiv kümmert und rationell handelt, kann ohne Weiteres über 20% sparen, ohne ihren Konsum zu verringern.

			Bei dieser vielfältigen und komplexen Lage spielen die “gepflegten Preise” und auch die “eingefrorenen Preise” eine minimale Rolle. Im Grunde führen sie nur dazu, die Supermärkte attraktiver zu machen, wobei davon ausgegangen wird, dass der Käufer dann auch andere Waren bezieht, umso mehr als die Supermärkte es verstehen, Waren für den Käufer anziehend zu zeigen. 

			Dennoch bestehen viele Politiker auf einer Preiseinfrierung als effektives Mittel der Inflationsbekämpfung. Tatsache ist, dass diese Methode kurzfristig wirksam sein kann. Allerdings gab es in den Fällen, in denen zunächst ein Erfolg erzielt wurde, einen Trick: auch die Löhne wurden eingefroren, und meistens auch der Wechselkurs und die Tarife. So gelang es 1973 dem damaligen Wirtschaftsminister José Ber Gelbard unter den Regierungen von Cámpora, Perón und Isabel Perón, die Inflation stark zu senken. Das ging am Anfang gut, dann nicht mehr so sehr, weil auch eine expansive Geldpolitik betrieben wurde, und schließlich kam es Mitte 1975 zu einer Explosion, als “Rodrigazo” bekannt, weil der Minister Celestino Rodrigo stark abwerten musste, weil der Wechselkurs stark zurückgeblieben war. Auch bei anderen Stabilisierungen waren die Lohneinfrierung und ein stabiler Wechselkurs die zentralen Elemente. So war es 1952 unter Perón, mit Alfredo Gomez Morales als Wirtschaftsminister und 1967 unter Onganía als Präsident und Adalbert Krieger Vasena als Minister. Allein, von einer gleichzeitigen Einfrierung von Preisen und Löhnen spricht jetzt niemand. Ohnehin ist so etwas nur bei einer starken Regierung möglich, wie die von Perón und auch die von Onganía, die eine Diktatur ohne Parlament war. Heute würden die Gewerkschaften sofort einen Generalstreik verfügen, und es gäbe wohl noch mehr Krawall im Stadtzentrum. Und Macri würde dabei die Wahlen ganz sicher verlieren.

			Die Inflationsbekämpfung, die sich die Regierung jetzt als erstes Ziel gesetzt hat, stützt sich an erster Stelle auf den kontrollierten Wechselkurs, der nicht stark schwanken und unter der Inflation steigen soll. Rein technisch sollte dies ohne große Schwierigkeiten möglich sein. Die Gefahr eines neuen Defaults, die gelegentlich in dramatischer Form dargestellt wird, ist rein objektiv nicht gegeben. Wenn man von der argentinischen Staatsschuld die innerstaatliche Verschuldung abzieht (die automatisch erneuert wird) und auch die Schuld gegenüber dem IWF (der stets verhandlungsbereit ist, und bestimmt keinen Default herbeiführen wird), dann sinkt die Gesamtschuld auf unter die Hälfte. Und wenn man noch langfristige Kredite der Weltbank, der Interamerikanischen Entwicklungsbank, der Andenkörperschaft, von chinesischen Banken u.a. abzieht, dann verbleibt von der Schuld etwa ein Drittel, das bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt keine 30% ausmacht und international als “gering” eingestuft wird. 

			Die Angst vor einem finanziellen Zusammenbruch beruht nicht auf einer wirtschaftlichen Analyse, sondern auf der Möglichkeit einer nächsten Regierung, konkret eine von Cristina Kirchner, die keinen Zahlungswillen hat oder eine so verfahrene Lage schafft, dass sie nicht zahlen kann. Allein die Präsenz von Cristina fügt Macri jetzt einen großen politischen Schaden zu. Würde sie auf ihre Präsidentschaftskandidatur verzichten, dann wäre die Lage mit einem anderen Kandidaten anders, und es ginge dann Macri wirtschaftlich und politisch bestimmt sofort besser. Macri und auch andere Kandidaten müssten Cristina versprechen, dass die zahlreichen Prozesse gegen sie, von denen einige sehr böse sind, abgebrochen werden. Aber das ist nicht möglich, weil es sich um eine Angelegenheit der Justiz handelt. Ein Präsident könnte höchstens eine Begnadigung nach einem Urteil verfügen. Aber das dürfte für Cristina nicht genügen, wobei in der Politik Versprechen ohnehin eine relative Bedeutung haben.
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			Das Ende des UNASUR

			Von Juan E. Alemann

			Der Verein südamerikanischer Staaten, der im Mai 2008 unter dem Namen Unasur gebildet wurde, ist faktisch aufgelöst worden, nachdem sieben der 12 Mitglieder ausgetreten sind: Argentinien, Brasilien, Chile, Kolumbien, Peru, Ecuador und Paraguay. Es verbleiben jetzt nur Bolivien, Venezuela, Uruguay, Guyana und Surinam. Mit diesen Mitgliedern kommt der Unasur nicht weit.

			Unasur wurde auf Initiative von Hugo Chávez gegründet, und zählte sofort mit der vollen Unterstützung von Néstor Kirchner. Der Verein hatte vorwiegend eine ideologische Bedeutung. Es ging einmal darum, Distanz zu den Vereinigten Staaten zu nehmen, von denen nicht nur Chávez, sondern auch Néstor Kirchner, Evo Morales und Rafael Correa nichts Gutes erwarteten. Der Verein stand auch nahe zu Kuba, was sich sich wirtschaftlich negativ auf die Mitglieder auswirkte, weil die Wirtschaftspolitik allgemein vom kommunistischen Gedankengut belastet wurde, umso mehr als Venezuela mit seiner Politik der Übernahme von Großunternehmen durch den Staat deutlich in diese Richtung ging, und auch Argentinien mit Rückverstaatlichung von privatisierten Staatsunternehmen und allgemeiner nicht-Erfüllung von Konzessionsverträgen diesen Weg einschlug.

			Der Austritt Argentiniens aus dem Unasur, der unbegreiflich spät erfolgte, ist einmal ideologisch bedingt. Mit Macri ist das Land in die internationale Gemeinschaft zurückgekehrt, was schon viele konkrete Vorteile mit sich gebracht hat, an erster Stelle der Megakredit des IWF, ohne den in Argentinien eine Krise von undenkbaren Ausmaß eingetreten wäre. 

			Sich mit den Vereinigten Staaten zu streiten, wie es die Kirchners getan haben, weil auch sie von der kommunistischen Imperialismustheorie überzeugt waren, ist eine kolossale Dummheit. Die USA sind das Finanzzentrum der Welt und auch führend bei der technologischen Revolution. Eine gute wirtschaftliche Entwicklung ist in Argentinien ohne die Vereinigten Staaten undenkbar. Was nicht bedeutet, dass die USA die argentinische Wirtschaftspolitik bestimmen und für die unbefriedigende Entwicklung verantwortlich sind. Diese ist hausgemacht, und das wollen viele nicht verstehen. Es ist bequemer, einem anderen die Schuld in die Schuhe zu schieben und weiter Blödsinn zu machen.

			Doch abgesehen von der ideologischen Motivation besteht auch ein konkreter Grund für den Austritt. Das Unasur-Abkommen sieht freien Personenverkehr vor, was bedeutet, dass Argentinien die Einwanderung aus den Mitgliedstaaten nicht hemmen kann. Die Krise in Venezuela hat dazu geführt, das über zwei Millionen Menschen das Land verlassen haben, und dabei in anderen Ländern, an erster Stelle Kolumbien, ein großes Problem geschaffen haben. Doch in Argentinien geht das Einwanderungsproblem weit darüber hinaus. 

			In den letzten Jahrzehnten sind Einwanderer in großen Mengen ins Land gekommen, zunächst aus Paraguay, dann auch aus Bolivien, und danach aus Peru u.a. Ländern des Kontinents, zuletzt auch aus Venezuela. Das Problem ist, dass der größte Teil dieser Einwanderer sich in Elendsvierteln niederlässt und dabei entscheidend zu deren Vermehrung und Wachstum beigetragen hat. Wenn man in Argentinien von Armut spricht und darauf hinweist, dass der Koeffizient der Beteiligung an der Bevölkerung von unter 10%, die es noch unter der Militärregierung waren, auf jetzt über 32% gestiegen ist, so hängt das auch mit dieser Einwanderung zusammen. Argentinien hat Millionen Arme importiert, die schließlich dem Land viel Geld kosten. Denn einmal beanspruchen diese Menschen die Hospitäler und Schulen, erhalten auch direkte Sozialhilfen, und dann muss der Staat hohe Investitionen in öffentlichen Diensten und Wohnungshilfen investieren, damit diese Einwanderer in annehmbaren Verhältnissen wohnen können. Ebenfalls führen diese Einwanderer zu einer höheren Arbeitslosigkeit bei Argentiniern, weil sie lokale Arbeitskräfte oft verdrängen, weil sie nicht gewerkschaftsabhängig und weniger streitbar sind. Für Schwarzarbeit sind sie die idealen Arbeiter. Beiläufig sei erwähnt, dass bei Verbrechern, die von der Polizei gefasst werden, zunehmend Peruaner, Kolumbianer u.a. Lateinamerikaner auftauchen. Mehrere kolumbianische Drogenhändler haben ihre Tätigkeit auch auf Argentinien ausgeweitet. Man sollte meinen, mit unseren Verbrechern haben wir schon mehr als genug.

			Die Vereinigten Staaten haben seit vielen Jahrzehnten eine restriktive Einwanderungspolitik, mit Kontingenten für einzelne Länder. Und was Mexiko betrifft, so kommen viel mehr Einwanderer aus diesem Land in die USA, als erlaubt ist, was den Zorn von Präsident Donald Trump und auch vieler anderer hervorgerufen, und den Präsidenten veranlasst hat, eine Mauer bauen zu wollen, damit die Mexikaner nicht mehr ungehindert kommen können. Das Mauerprojekt wird vom Kongress wegen seiner Kosten beanstandet, aber nicht, weil die Demokraten erfreut über die ständige Einwanderung von Mexikanern sind.

			Argentinien hat im spanischsprachigen Südamerika eine analoge Stellung wie die USA in Nordamerika. Es ist ein reicheres Land als Paraguay, Bolivien, Peru, Ecuador u.a., mit einem viel höheren BIP pro Kopf. Und wenn es in Argentinien aufwärts geht, und die Wirtschaft auf den Stand gelangt, den man eigentlich als normal ansieht, dann kommen noch viel mehr Menschen aus Lateinamerika ins Land. Somit sollte man sich schon jetzt mit diesem Problem befassen. 

			Ein Mauerbau kommt in Argentinien gewiss nicht in Frage, aber wohl als erstes eine Prüfung der Einwanderer und dann eine Kontingentierung. Ohne Unasur kann die Migrationsbehörde zunächst diejenigen Einwanderer untersuchen, bei denen ein deutlicher Verdacht besteht, das sie im Drogenhandel verwickelt sind. Das war bisher nicht möglich. Und dann kann sie viele Einwanderer aus anderen Gründen ausschließen, u.a. wegen endemischer Krankheiten.

			Zurück zum Unasur. Er war auch als Ersatz der Organisation Amerikanischer Staaten (OEA) gedacht, da bei dieser auch die USA mitmachen und einen großen Einfluss haben. 

			Indessen ist eine gute Beziehung zu den USA für alle Staaten des Kontinentes sehr wichtig, und die OEA ist ein gutes Instrument für diesen Zweck. Als unter Präsident Kennedy die Krise mit den sowjetischen Raketen in Kuba ausbracht, hat sich die OEA geschlossen hinter die USA gestellt und der Sowjetunion klargemacht, dass die Raketen nicht nur die USA, sondern alle lateinamerikanischen Staaten bedrohen. Und das hat dazu beigetragen, dass die Raketen zurückgezogen wurden. Für Argentinien, das faktisch kaum noch Streitkräfte hat, die das Land bei einem Angriff von außen verteidigen können, ist eine eventuelle Hilfe der Vereinigten Staaten entscheidend. Auch wenn so etwas heute nicht in Aussicht steht, sollte man es nicht vergessen.
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